
BGHZ: nein

ZPO §§ 286 A, 287

a) Zur Abgrenzung der Anwendungsbereiche der §§ 286 
und 287 Abs. 1 ZPO.

b) Ob eine Vertragsverletzung einen Vermögensschaden 
verursacht hat, ist nach § 287 Abs. 1 ZPO zu beur­
teilen.
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BUNDESGERICHTSHOF

IM NAMEN DES VOLKES

XVa ZR 8/81 URTEIL

in dem Rechtsstreit

Verkündet am
2b. April 1982 
Hellmann,Justizamtsinspektor
als Urkundsbeamter 
der Geschftftsstelle

der Firma UMM B I M I  W J M B E  GmbH & Co KG, vertreten 
durch die Firma WflBHfGmbH als persönlich haftende Ge­
sellschafterin, diese vertreten durch die Geschäfts­
führerin Sonja W O T B ,  IflBstraßeSP,

Beklagte, Widerklägerin 
und Revisionsklägerin,

- Prozeßbevollmächtigte: Rechtsanwälte Dres. 
und

g e g e n

den Bankkaufmann Dr. Heinrich MI istraße

Kläger, Widerbeklagten 
und Revisionsbeklagten,

- Prozeßbevollmächtigte: Rechtsanwälte Dres. 
und
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Der IV a - Zivilsenat des Bundesgerichtshofes hat 
auf die mündliche Verhandlung vom 28. April 1982 durch 
den Vorsitzenden Richter Dr. Hoegen und die Richter Deh­
ner, Dr. Schmidt-Kessel, Rassow und Dr. Zopfs

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil 
des 5. Zivilsenats des Oberlandesgerichts Mün­
chen vom 11. November 1980 im Kostenpunkt und 
insoweit aufgehoben, als es die Berufung der Be­
klagten gegen das Urteil des Landgerichts Mün­
chen I vom 22. Februar 1980 in Höhe eines Betra­
ges von EM 5.000.000,- zurückgewiesen hat.

Der Rechtsstreit wird in diesem Umfang zur er­
neuten Verhandlung und Entscheidung, auch über 
die Kosten des Revisionsverfahrens, an das Beru­
fungsgericht zurückverwiesen.

Von Rechts wegen

Tatbestand:

Die Beklagte nimmt den Kläger mit der Begründung in 
Anspruch, der Kläger habe seine vertraglichen Pflichten 
im Zusammenhang mit dem Ankauf von Aktien verletzt und 
sie hierdurch geschädigt.

Der Kläger war bis Ende 1977 in der Geschäftsleitung 
einer M f l M B B  Privatbank tätig. Zugleich war er Aktionär
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und Aufsichtsratsmitglied der TflHB AG. Deren Aktien­
mehrheit wurde von der Gruppe W 0 H I B I  durch die schwei­
zerische AG für Bauunternehmungen gehalten. Am 3. Mai 
1977 suchte der Zeuge W a W ,  der seinerzeit Geschäfts­
führer der Firma WaflBB GmbH war, den Kläger im Bankge­
bäude auf. Er erklärte, die Mehrheit der Aktien der TflHV 
AG erwerben zu wollen, und bat den Kläger, entsprechende 
Kontakte zur Gruppe W 0 B  herzustellen. Dies versprach 
der Kläger. Er unterrichtete die Gruppe W f l H H V  von der 
Kaufabsicht. Diese gab zu erkennen, zu Verkaufsverhand­
lungen bereit zu sein, sofern der Käufer hinlängliches Ka­
pital nachweise. Hiervon informierte der Kläger den Zeugen 
WaflBB. Dieser übermittelte darauf dem Kläger vier Bankaus­
künfte über seine Vermögensverhältnisse. Mit Schreiben vom 
1. September 1977 teilte der Kläger mit, die übermittel­
ten Auskünfte prüfen zu wollen. Er unterließ es jedoch, 
die Auskünfte an die Gruppe weiterzuleiten.

Am 25. Oktober 1977 unterrichtete er den Zeugen 
von der Bereitschaft der Gruppe die Aktien

zu verkaufen. Auch der Zeuge S f l H | H B  bst darauf den 
Kläger um Herstellung von Kontakt zur Gruppe VflIHP. Die­
ser Bitte kam der Kläger am 21. November 1977 unter Hinweis 
darauf nach, daß ihm die Bonität des Zeugen S( 
bekannt sei. Am 9. Dezember 1977 nahmen der Zeuge 
I B B I  und Mitglieder der Gruppe Verhandlungen über
den Verkauf der Aktien auf. Am 24. Januar 1978 einigten sich 
der Zeuge S M H P H M i  und die für die Gruppe han­
delnden Zeugen Dr. U H H D  und W 0 B P  per Handschlag über 
den Verkauf der von der AG für Bauunternehmungen gehaltenen 
82,2996 des Aktienkapitals der TflHB AG zum Gesamtpreis von 
DM 26.000.000,- vorbehaltlich der Genehmigung des Geschäftes
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durch den Verwaltungsrat der AG für Bauunternehmungen.

einsetzenden Verhandlungen kaufte die Beklagte die Aktien 
zum Preise von DM 36.900.000,— .

Als Zahlungsaufforderung übersandte die Beklagte 
dem Kläger den Entwurf einer Klage auf Zahlung von Scha­
densersatz in Höhe des Differenzbetrages von DM 10.900.000,- 
Darauf erhob der Kläger Klage mit dem Antrag festzustellen, 
daß der Beklagten ein solcher Anspruch nicht zustehe. Dieses 
Begehren haben die Parteien übereinstimmend für erledigt 
erklärt, nachdem die Beklagte im Wege der Widerklage den 
behaupteten Schadensersatzanspruch aus eigenem, hilfsweise 
aus vom Zeugen W a H M  ihr abgetretenem Recht rechtshängig 
gemacht hatte. Das Landgericht hat die Widerklage abgewie­
sen. Die auf einen Betrag von DM 8.900.000,- beschränkte 
Berufung der Beklagten hat das Oberlandesgericht zurückge­
wiesen. Mit der Revision erstrebt die Beklagte die Verur­
teilung des Klägers in Höhe eines Betrages von EM 5.000.000,

Die Revision der Beklagten führt im Rahmen der An­
fechtung zur Aufhebung des Berufungsurteils und zur Zurück 
Verweisung des Rechtsstreits an das Berufungsgericht.

1. Das Berufungsgericht führt aus, es habe nicht die 
Überzeugung gewonnen, daß durch das Verhalten des Klägers 
gegenüber dem Zeugen W a M H i  diesem oder der Beklagten ein

Der Zeuge W s M i  erfuhr von den Verhandlungen zwischen 
dem Zeugen S er Gruppe WflBBP. Er such
te daher den auf. Im Zuge der hierauf

Entscheidungsgründe:
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Schaden entstanden sei. Bei der Begründung dieser An­
sicht hat es die Anwendungsbereiche der §§ 286 und 287 
Abs. 1 ZPO nicht rechtsfehlerfrei voneinander abgegrenzt.

a) Das Berufungsgericht hat offen gelassen, ob zwi­
schen dem Zeugen WaflHi oder der Beklagten und dem Klä­
ger ein Vertrag zustande gekommen ist, ob der Kläger gegen 
die sich aus einem solchen Vertrag ergebenden Pflichten 
verstoßen hat oder ob die Voraussetzungen für eine Haftung 
des Klägers aus unerlaubter Handlung vorliegen. Das Beru­
fungsgericht führt aus, Voraussetzung des behaupteten An­
spruchs sei, daß ohne das Dazwischentreten des Zeugen 
■ ■  die Gruppe bereit gewesen wäre, die Aktien
zu einem niedrigeren Preise als DM 36.900.000,- an die Be­
klagte zu verkaufen. Das habe die Beklagte nicht beweisen 
können. Die Frage der Entstehung eines Schadens sei Be­
standteil der haftungsbegründenden Kausalität, die gemäß
§ 286 ZPO zur Überzeugung des Gerichts zu beweisen sei. In­
soweit finde § 287 ZPO keine Anwendung.

b) Diese Ausführungen sind nicht frei von Rechtsfeh­
lern.

Gegenstand des Beweises, den der Geschädigte im Scha­
densersatzprozeß zu führen hat, sind diejenigen bestritte­
nen Tatsachen, aus denen die vom Geschädigten begehrte 
Rechtsfolge abzuleiten ist. Hierzu gehören je nach dem In­
halt der maßgeblichen Schadensersatznorm das Verhalten - Tun 
oder Unterlassen - des Schädigers, aus dem der Geschädigte 
seinen Anspruch herleitet, das auf dieses Verhalten bezoge­
ne Verschulden des Schädigers, soweit nichts anderes be­
stimmt ist (vgl. z.B. § 282 BGB), und ferner, daß der Ge­
schädigte von dem Verhalten betroffen ist. Diese Vorausset-
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zungen des Anspruchs machen den konkreten Haftungsgrund 
aus. Weiter gehören zu den anspruchsbegründenden Tatsa­
chen die für den Betroffenen eingetretenen nachteiligen 
Folgen. Das ist der behauptete Schaden.

Die ersteren, dem Haftungsgrund zuzurechnenden Um­
stände sind nach § 286 ZPO zu beweisen (BGHZ 4, 192, 196;
58, 48, 53).

Der Schaden kann regelmäßig nur dadurch erfaßt werden, 
daß die tatsächliche Lage des Geschädigten mit derjenigen 
verglichen wird, in der er sich ohne das Tun oder Unterlas­
sen des Schädigers befinden würde (BGHZ 27, 181, 183/184;
40, 345, 347). Allein die tatsächliche Lage ist genauer 
Feststellung zugänglich. Die Situation, bei der das schä­
digende Ereignis außer Betracht gelassen wird, ist im We­
ge gedanklicher Fortführung derjenigen Umstände zu ermit­
teln, die vor Eintritt des dem Schädiger vorgeworfenen Er­
eignisses bestanden. Deshalb sind in aller Regel hypothe­
tische Erwägungen erforderlich, um den notwendigen Vergleich 
vornehmen zu können. Dies gilt namentlich, sofern das dem 
Schädiger vorgeworfene Verhalten im Verstoß gegen eine Unter­
lassungspflicht oder im Nichtbefolgen einer Handlungspflicht 
besteht.

r
Der tatsächlich nicht eingetretene, nur gedachte Verlauf ist 

damit im Umfang der erforderlichen Hypothese dem exakten 
Beweis nicht zugänglich. Diese in der Definition des Scha­
densbegriffs begründete Beweisnot des Geschädigten soll Je­
doch nicht zum Vorteil des Schädigers ausschlagen. Auch aus 
diesem Grund bestimmt § 287 Abs. 1 ZPO, daß das Gericht 
nach freier Überzeugung unter Würdigung aller Umstände dar-
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über zu entscheiden hat, ob ein Schaden entstanden 
und wie hoch dieser ist (vgl. Hahn, die gesamten Mate­
rialien zu den Reichsjustizgesetzen, 2. Aufl. Bd. 2 
Abt. 1 S. 276, 277).

c) Der zum Ersatz verpflichtende Haftungsgrund be­
steht regelmäßig in der Einwirkung des Schädigers auf ein 
Rechtsgut des Geschädigten. Dieses Rechtsgut kann absolu­
ten Schutz gegen jeden Eingriff genießen, vgl. § 823 Abs.
1 BGB. Das Rechtsgut kann aber auch - wie z.B. das Ver­
mögen - nur gegen bestimmte Arten des Eingriffes geschützt 
sein, vgl. §§ 823 Abs. 2, 826 BGB. Es kann auch allein auf 
einer besonderen Beziehung des Geschädigten zum Schädiger 
beruhen, aufgrund deren die eine Partei von der anderen 
ein Tun oder Unterlassen verlangen kann. Das ist der Fall 
bei dem Schadensersatzanspruch wegen Amtspflichtverlet­
zung und auch wegen einer Vertragsverletzung.

Ansprüche und Rechte aus einem VertragsVerhältnis 
bestehen grundsätzlich zwar nur im Verhältnis der Vertrags­
parteien zueinander. Der Umfang des Schutzes der Ansprüche 
und Rechte der Vertragsparteien gegeneinander geht jedoch 
weiter als der allgemeine Schutz der Rechtsgüter gegen Drit­
te. Im Verhältnis zueinander sind die Parteien verpflich­
tet, alles zu unterlassen, was das Interesse des Vertrags­
partners an der Durchführung des Vertrages beeinträchtigen 
könnte, und alles zu tun, was notwendig ist, um die Erfül­
lung der vertraglich übernommenen Verpflichtung sicherzu­
stellen (vgl. Staudinger/Löwisch, 12. Aufl. Vorbem. zu 
§§ 275 bis 283 Rdn. 20; Esser/Schmidt, Schuldrecht, 5. Aufl. 
Allgemeiner Teil § 29 I; Larenz, Lehrbuch des Schuldrechts, 
12. Aufl. § 24 I).
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Kommt eine der Parteien ihren Verpflichtungen aus 
dem Vertrage vorwerfbar nicht nach, dann verstößt sie hier­
durch gegen die von ihr übernommene Verpflichtung. Sie 
macht sich, sofern aus dem Verstoß der anderen Partei ein 
Schaden erwächst, dieser ersatzpflichtig. Geschütztes Rechts­
gut ist hier das der übernommenen Pflicht entsprechende, ver­
traglich geschützte Interesse des Vertragspartners. Als 
Voraussetzung eines Schadensersatzanspruches ist der Ver­
stoß gegen die vertraglich vereinbarte Pflicht, durch den 
der Vertragspartner betroffen worden ist, nach § 286 ZPO 
zu beweisen (BGH Urteil vom 20. Februar 1975 - VI ZR 129/73 - 
VersR 1975, 540, 541 m.w.N.). Ob und in welcher Höhe aus dem 
bewiesenen Verstoß des einen Vertragspartners dem davon be­
troffenen anderen Vertragspartner ein Schaden erwachsen ist, 
ist gemäß § 287 Abs. 1 ZPO zu entscheiden (BGH Urteil vom 14. 
April 1969 - II ZR 44/68 - WM 1969, 832, 834; Urteil vom 8. 
Dezember 1977 - III ZR 46/75 - VersR 1978, 281, 283). Bei ver­
traglicher wie bei deliktischer Haftung bedarf es der Gegen­
überstellung der tatsächlichen Lage des Anspruchstellers und 
seiner gedachten Situation ohne das beeinträchtigende Ver­
halten des Inanspruchgenommenen. Ein Schaden, der aus der 
Verletzung eines allgemein geschützten Rechtsguts folgt, un­
terscheidet sich insoweit grundsätzlich nicht von einem Scha­
den, der auf der Verletzung eines nur im Verhältnis der Par­
teien zueinander als Anspruch bestehenden und geschützten 
Rechtsguts beruht.

Der Bereich des Haftungsgründes, der nach § 286 ZPO zu 
beweisen ist, erstreckt sich demgemäß bei einem Schadenser­
satzanspruch wegen einer Vertragsverletzung bis zu der Fest­
stellung, der Vertragspartner sei von dem Verstoß so betrof­
fen worden, daß nachteilige Folgen für ihn eintreten können.
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Danach beginnt der Bereich des § 287 ZPO. Ob und welche 
nachteiligen Folgen durch diesen Verstoß entstanden sind, 
unterliegt der nach dieser Bestimmung erleichterten Be­
weisführung. Ob in Fällen von Sach- und Personenschäden 
infolge eines auf einer Vertragsverletzung beruhenden Un­
falls der "erste Verletzungserfolg", der noch nach § 286 
ZPO zu beweisen ist, erst der Unfall ist, wie der VIII. Zi­
vilsenat in NJW 1969, 1708, 1709 angenommen hat, oder ob 
der Gläubiger bereits zu einem früheren Zeitpunkt von der 
Vertragsverletzung betroffen und damit der Haftungsgrund geg 
ben ist, ist im vorliegenden Fall nicht zu entscheiden. Hier 
handelt es sich um einen reinen Vermögensschaden. Ein zwisch 
der Verletzungshandlung des Schuldners und dem Schaden selbs 
eingetretenes sinnfälliges Ereignis, wie es in dem vom VIII, 
Zivilsenat entschiedenen Fall der Unfall darstellte, liegt 
hier nicht vor. Wollte man aber in solchen Fällen anneh­
men, zu dem nach § 286 ZPO zu beweisenden Haftungsgrund ge­
höre auch der Eintritt eines konkreten Schadenserfolges, so 
wäre dies mit Wortlaut, Sinn und Zweck des § 287 Abs. 1 ZPO 
nicht zu vereinbaren.

d) Diese Grenzziehung zwischen Haftungsgrund und Scha­
den hat das Berufungsgericht nicht beachtet.

Es hat den nach § 286 ZPO zu führenden Beweis zu weit, 
nämlich bis zur Feststellung des Schadens selbst erstreckt, 
so daß für eine Schätzung nach § 287 Abs. 1 ZPO nur noch 
die Höhe eines etwaigen Schadens bliebe. Nach dem unstreiti­
gen Sachverhalt und dem vom Berufungsgericht unterstellten 
Vertragsverhältnis sowie der gleichfalls unterstellten Pflic 
Verletzung des Widerbeklagten waren die Voraussetzungen des
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konkreten Haftungsgründes gegeben. Die Widerklägerin 
war von einem pflichtwidrigen und nicht entschuldigten 
(§ 282 BGB) Verhalten des Widerbeklagten, der die Aus­
künfte nicht weiterleitete und nicht die Widerklägerin, 
sondern später den Konkurrenten S f H B H B H P  mit der Ver­
käuferin in Verbindung brachte, bereits betroffen. Sie war 
damit gegebenenfalls um die Möglichkeit gebracht, zu einem 
früheren Zeitpunkt - wie später der Zeuge - ohne
Konkurrenz und deshalb günstiger zu kaufen. Damit war ihr 
vertraglich geschütztes Interesse bereits verletzt.

2. Bei der notwendigen erneuten Verhandlung und Entschei­
dung wird das Berufungsgericht zu beachten haben:

a) Nach der Aussage des Zeugen Dr. U H H M B  wäre die 
Gruppe bereit gewesen, mit dem Zeugen WaflHB schon
im Herbst 1977 in Verhandlungen über den Verkauf der Aktien 
einzutreten, sofern der Kläger die ihm zugeleiteten Bankaus­
künfte weitergegeben hätte. Zu diesem Zeitpunkt war nach 
der Aussage des Zeugen die wirtschaftliche Situation der 
TflBHI AG schlechter als zu Beginn des Jahres 1978. Nach 
den Bekundungen des Zeugen WflBBHV kam der Person des Käu­
fers, seine wirtschaftliche Leistungsfähigkeit vorausgesetzt, 
keine Bedeutung zu. Außer den Zeugen und Wafll^^
waren der Gruppe WflHHBP keine Kaufinteressenten bekannt.
Die Aussage des Zeugen spricht dafür, daß das
Auftreten eines weiteren Interessenten grundsätzlich geeignet 
war, den Kaufpreis zu erhöhen. Der Zeuge war
trotz seiner Einigung über den Kaufpreis mit den Zeugen

und Dr. U f l H B  bereit, über den Aktienerwerb wei­
ter zu verhandeln, nachdem er vom Auftreten des Zeugen WaflHi 
erfahren hatte.
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b) Ein Anspruch der Beklagten aus abgetretenem Recht 
des Zeugen WaflBi ist ausgeschlossen, soweit ein Teil des 
gezahlten Kaufpreises von DM 36.900.000,- in irgendeiner 
Form an den Zeugen zurückfloß, wie der Kläger behauptet. 
Die Behauptung des Klägers, der Kaufpreis sei dem Zeugen 
WaSHP von der AG für Bauunternehmungen teilweise erstat­
tet worden, könnte andererseits dafür sprechen, daß die 
Gruppe Y M B H M  bereit war, die Aktien zu einem geringeren 
Preise als DM 36.900.000,- an die Beklagte zu verkaufen.

Dr. Hoegen Dehner Dr. Schmidt-Kessel

Rassow Dr. Zopfs
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